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BGB § 167 
Widerruf des Widerrufs einer Vorsorge­
vollmacht; Notwendigkeit erneuter Bevoll­
mächtigung  

I. 	 Sachverhalt
Es wurde eine General- und Vorsorgevollmacht beurkundet. 
Nach einem schweren Unfall des Vollmachtgebers bestell-
te das Betreuungsgericht trotz Kenntnis dieser Vollmacht 
im Wege der einstweiligen Anordnung einen vorläufigen 
Betreuer. Zu dessen Aufgabenkreis gehörte ausdrücklich 
auch die „Vertretung beim Widerruf der durch Notar X be-
urkundeten Vorsorgevollmacht des Betreuten“. Gegen den 
Beschluss wurde Beschwerde eingelegt. Das Beschwerde-
verfahren ist noch beim Gericht anhängig. 

Der Anwalt des vorläufigen Betreuers widerrief in der 
Zwischenzeit die General- und Vorsorgevollmacht (auch 
gegenüber dem Bevollmächtigten). Der mittlerweile wieder 
ansprechbare und geschäftsfähige Vollmachtgeber äußert 
sein Unverständnis über die Vorgehensweise des Gerichts 
und erklärt, dass der von ihm benannte Bevollmächtigte 
weiterhin bevollmächtigt sei. 

II.	 Frage
Ist eine Neubeurkundung der General- und Vorsorgevoll-
macht notwendig oder entfaltet die ursprüngliche Voll-

macht – infolge des Widerrufs des Widerrufs – weiterhin 
Rechtswirkung? 

III. Zur Rechtslage
1.	 Erteilung und Widerruf der Vollmacht
Die Erteilung der Vollmacht erfolgt gem. § 167 Abs. 1 BGB 
durch Erklärung gegenüber dem zu Bevollmächtigenden 
oder Dritten, dem gegenüber die Vertretung stattfinden 
soll. Die Vollmacht wird also durch eine einseitige emp-
fangsbedürftige Willenserklärung begründet, ohne dass sie 
vom Bevollmächtigten angenommen werden müsste (BGH 
NJW-RR 2007, 1202, 1203; Palandt/Ellenberger, BGB, 
71. Aufl. 2012, § 167 Rn. 1). 

Das Erlöschen der Vollmacht bestimmt sich gem. § 168 
S.  1 BGB nach dem ihrer Erteilung zugrunde liegenden 
Rechtsverhältnis. Selbst bei Fortbestehen dieses Rechtsver
hältnisses kann die Vollmacht jederzeit widerrufen werden, 
sofern sich nicht aus dem Grundverhältnis etwas anderes 
ergibt (§ 168 S. 2 BGB). 

Auch der Widerruf der Vollmacht ist eine einseitige emp-
fangsbedürftige Willenserklärung (Palandt/Ellenberger, 
§ 168 Rn. 5). Als actus contrarius zur Vollmachtserteilung 
kann er ebenso wie diese gegenüber dem Bevollmächtig-
ten, dem Geschäftsgegner oder durch öffentliche Bekannt-
machung erklärt werden (vgl. § 168 S. 3 BGB; Formular 
für Widerruf einer Vorsorgevollmacht bei Keilbach, DNotZ 
2004, 751). 

Der Widerruf darf allerdings nicht ausgeschlossen sein. 
Zwar lässt die h. M. keinen einseitigen Verzicht zu, wohl 
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aber eine vertragliche Vereinbarung der Unwiderruflich-
keit (vgl. BGH NJW 1988, 2603 = DNotZ 1989, 84; Bay-
ObLG NJW-RR 1996, 848, 849 = DNotZ 1997, 312 m. 
Anm. Wufka). Etwas anderes gilt jedoch für sog. isolierte 
Vollmachten (denen kein Rechtsverhältnis zugrunde liegt), 
für Vollmachten, die ausschließlich dem Interesse des Voll-
machtgebers dienen sowie für Generalvollmachten (vgl. 
MünchKommBGB/Schramm, 6. Aufl. 2012, § 168 Rn. 21 
ff.; Staudinger/Schilken, BGB, Neubearb. 2009, §  168 
Rn. 8 ff. m. w. N.). Bei der Vorsorgevollmacht scheidet 
die Vereinbarung der Unwiderruflichkeit daher meist 
aus, weil es sich regelmäßig – wie auch im vorliegenden 
Fall – um eine Generalvollmacht handelt und die Voll-
machtserteilung im ausschließlichen Interesse des Voll­
machtgebers liegt (vgl. dazu auch Renner, in: Müller/
Renner, Betreuungsrecht und Vorsorgeverfügungen in der 
Praxis, 3. Aufl. 2010, Rn.  651 ff.; Zimmermann, Vorsor-
gevollmacht, Betreuungsverfügung, Patientenverfügung, 
2. Aufl. 2010, Rn. 230; G. Müller, in: Würzburger Notar-
handbuch, 2. Aufl. 2010, Teil 3, Kap. 3, Rn. 32). 

Der Widerruf hat grundsätzlich durch den Vollmachtge­
ber selbst zu erfolgen. Wird dieser zwischenzeitlich ge-
schäftsunfähig i. S. d. § 104 Nr. 2 BGB, ist ihm allerdings 
ein wirksamer Widerruf nicht mehr möglich (vgl. §  105 
Abs. 1 BGB). Der Widerruf kann aber durch den Betreuer 
als gesetzlichen Vertreter des Betreuten erklärt werden, 
wenn der Widerruf von dessen Aufgabenkreis umfasst ist 
(vgl. §  1902 BGB). Nach Ansicht des KG (NJW 2009, 
1425; Rpfleger 2007, 263 = FamRZ 2007, 1041) ist hierfür 
eine ausdrückliche Aufgabenübertragung erforderlich, 
sofern dem Betreuer nicht sämtliche Aufgabenkreise über-
tragen werden oder er nicht zum Vollmachtsüberwachungs-
betreuer (vgl. § 1896 Abs. 3 BGB) bestellt wird. 

Da im vorliegenden Fall dem Betreuer die Vertretung beim 
Widerruf der notariell beurkundeten Vorsorgevollmacht 
explizit übertragen wurde, ist die ursprünglich wirksam er-
teilte General- und Vorsorgevollmacht durch den Widerruf 
erloschen. 

2.	 Zulässigkeit des Widerrufs des Widerrufs 
Ob der Widerruf des Widerrufs einer Vollmacht zulässig 
ist, wurde in der Rechtsprechung bislang nicht ausdrück-
lich thematisiert. Bis zum Wirksamwerden des Widerrufs 
durch Zugang der Widerrufserklärung beim Empfänger ist 
ein Widerruf des Widerrufs nach allgemeinen Grundsätzen 
möglich (vgl. § 130 Abs. 1 S. 2 BGB). Ist die Wider­
rufserklärung aber zugegangen und die Willenserklärung 
damit wirksam geworden (vgl. § 130 Abs. 1 S. 1 BGB), 
scheidet u.  E. ein Widerruf des Widerrufs aus. Eine 
durch Widerruf erloschene Vollmacht kann nur durch 
Neuerteilung wiederaufleben (vgl. auch Soergel/Leptien, 
BGB, 13. Aufl., Stand: März 1999, § 168 Rn. 21). 

Dies folgt in erster Linie daraus, dass der Widerruf nicht 
nur das Ruhen der Vertretungsmacht, sondern das Er­
löschen der Vollmacht (ex nunc) bewirkt (Soergel/Leptien, 
§ 168 Rn. 21; Staudinger/Schilken, § 168 Rn. 6). Gutgläubi-
ge Dritte werden zwar nach Maßgabe der §§ 170 ff. BGB im 
Falle einer erteilten Außenvollmacht bzw. kundgegebenen 
Innenvollmacht in ihrem guten Glauben an den Fortbestand 
der Vollmacht geschützt (vgl. Staudinger/Schilken, § 168 
Rn. 6; MünchKommBGB/Schramm, §  168 Rn.  19). Dies 
ändert u. E. aber nichts daran oder setzt vielmehr gerade 
voraus, dass der als Bevollmächtigter Handelnde in Wirk
lichkeit keine Vollmacht mehr innehat, sondern nur noch 
der vom Vollmachtgeber veranlasste „Schein“ einer Voll-

macht in Rede steht (vgl. Staudinger/Schilken, § 170 Rn. 1). 
Zudem existiert keine gesetzliche Spezialregelung, die ein 
Wiederaufleben der widerrufenen Vollmacht ausdrücklich 
zulässt. Eine Analogie zur Spezialregelung des § 2257 BGB 
(Rechtsfolgen des Widerrufs eines Widerrufstestaments) 
dürfte u.  E. bereits mangels planwidriger Regelungslücke 
ausscheiden, jedenfalls aber mangels gleichgelagerter Inter-
essenlage aus Sicht des Normzwecks. 

In Frage käme u. E. daher allenfalls eine (gem. §  142 
Abs.  1 BGB ex tunc wirkende) Anfechtung des Wider­
rufs. Anhaltspunkte für einen Anfechtungsgrund bietet der 
mitgeteilte Sachverhalt jedoch nicht. 

3.	 Ergebnis
Die ursprünglich erteilte Vollmacht kann u. E. nicht durch 
Widerruf der Widerrufserklärung des Betreuers wieder in 
Kraft gesetzt werden. Es bedarf vielmehr der Neuertei­
lung der Vollmacht. 

BGB § 2325 
Hinterbliebenenbezüge aus einer betrieb­
lichen Altersversorgung als ergänzungs­
pflichtige Schenkung i. S. d. § 2325 BGB 

I. 	 Sachverhalt 
M ist mit seiner Ehefrau F in zweiter Ehe verheiratet. Einen 
Ehevertrag haben die beiden nicht geschlossen. Aus erster 
Ehe hat M einen Sohn S. M hat ein notarielles Testament er-
richtet und F als Alleinerbin eingesetzt. Das Vermögen des 
M besteht u. a. aus einer (unverfallbaren) betrieblichen Al-
tersversorgung in Form einer Direktversicherung (Renten-
versicherung) i. S. d. BetrAVG. Die Beiträge werden durch 
Entgeltumwandlung entrichtet. Bei Ableben des M sieht 
der Versicherungsvertrag vor, dass seine Ehefrau auf deren 
Lebenszeit 60 % der vereinbarten Rentenzahlungen erhält 
(Hinterbliebenenversorgung). S hat für den Fall seiner Ent-
erbung bereits angekündigt, sein „gesetzliches Erbrecht“ 
nach M umfassend geltend zu machen. Er möchte daher 
wissen, ob (und wenn ja, in welcher Höhe) ihm gegen F 
auch wegen der betrieblichen Altersversorgung Pflichtteils- 
bzw. Pflichtteilsergänzungsansprüche zustehen könnten. 

II. 	Fragen
1.	 Sind die Hinterbliebenenbezüge von F aus der Direkt-
versicherung des M als ergänzungspflichtige Schenkung 
i. S. d. § 2325 Abs. 1 BGB anzusehen?

2.	 Wenn ja, was ist Gegenstand der ergänzungspflichtigen 
Schenkung: die gezahlten Beiträge, der Rückkaufswert der 
Versicherung (soweit vorhanden) oder ein anderer Wert?

III. Zur Rechtslage
1.	 Ergänzungspflichtige Schenkungen an den Ehe­
gatten
Ein Pflichtteilsergänzungsanspruch gem. § 2325 Abs. 1 
BGB entsteht, wenn der Erblasser einem Dritten zu Leb-
zeiten etwas geschenkt hat. Bei der Schenkung muss es 
sich nach ganz h. M. um eine solche i. S. d. §§ 516, 517 
BGB handeln. Erforderlich ist damit objektiv eine Berei-
cherung aus dem Vermögen des Erblassers und subjektiv 
die Einigung der Beteiligten über die Unentgeltlichkeit der 
Zuwendung (vgl. nur Palandt/Weidlich, BGB, 71.  Aufl. 
2012, § 2325 Rn. 7). 
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a) 	Vertrag zugunsten Dritter auf den Todesfall 
(§§ 328, 331 BGB)
Hat der Erblasser einem Dritten im Wege eines Vertrags 
zugunsten Dritter (§ 328 BGB) eine Zuwendung gemacht, 
so kann nach h. M. eine nach §  2325 BGB zu berück-
sichtigende Schenkung vorliegen, wenn zwischen dem 
Erblasser und dem Dritten eine Einigung über die Un­
entgeltlichkeit der Zuwendung stattfand (Staudinger/
Olshausen, BGB, Neubearb. 2006, §  2325 Rn. 36). Bei 
einem Vertrag zugunsten Dritter auf den Todesfall i. S. v. 
§§  328, 331 BGB kann im Übrigen der im Valutaver­
hältnis erforderliche Rechtsgrund für das Behaltendürfen 
des Leistungsanspruchs auch noch nach dem Tode des 
Versprechensempfängers zustande kommen, wenn der 
Versprechende die Drittbegünstigungserklärung auftrags
gemäß an den Dritten übermittelt (vgl. BGHZ 91, 288, 291 
= NJW 1984, 2156; Palandt/Grüneberg, § 331 Rn. 5). Über-
dies wird auch bei einer zunächst nur formlos vereinbarten 
Schenkung der Formmangel der Schenkung spätestens mit 
dem Erwerb des Leistungsanspruchs (d. h. bei einem Ver-
trag zugunsten Dritter auf den Todesfall i. S. v. § 331 BGB 
mit dem Tod des Erblassers) gem. § 518 Abs. 2 BGB geheilt 
(BGHZ 91, 288, 291; DNotZ 2004, 472; DNotZ 2011, 129; 
Palandt/Grüneberg, § 331 Rn. 5). 

b) 	Hinterbliebenenabsicherung im Rahmen der be­
trieblichen Altersversorgung
Demnach kommt auch im vorliegenden Fall eine Schenkung 
als Rechtsgrund in Betracht. Umfasst eine betriebliche Al-
tersversorgung (Direktversicherung) i. S. d. BetrAVG auch 
eine Absicherung der Hinterbliebenen gegen vorzeitiges 
Ableben der versicherten Person (= Arbeitnehmer), so muss 
der Versicherungsvertrag – wie konkret gegeben – die Hin-
terbliebenen ausdrücklich als Bezugsberechtigte benennen, 
da ansonsten der Versicherungsnehmer (= Arbeitgeber) be-
rechtigt wäre. Eine ergänzungspflichtige Schenkung lässt 
sich im Verhältnis zwischen dem Arbeitnehmer und der 
für den Ablebensfall begünstigten Person (hier: Ehefrau) 
bejahen, wenn – wie im Regelfall – die Versicherungsprä-
mien auf einer Entgeltumwandlung (§ 1a Abs. 1 BetrAVG) 
beruhen. In einem solchen Fall werden nämlich die Prämien 
bei wirtschaftlicher Betrachtung aus dem Vermögen des 
Arbeitnehmers geleistet (Leitzen, RNotZ 2009, 129, 153). 

c) 	Ehebezogene (unbenannte) Zuwendung
Allerdings ist zu beachten, dass die Zuwendung vorliegend 
nicht irgendeinem Dritten, sondern der Ehefrau zugutekom-
men soll. Daher liegt die Annahme einer sog. ehebezogenen 
(unbenannten) Zuwendung nahe. Ehebezogene Zuwen-
dungen sind nach der Rechtsprechung des BGH im Ver­
hältnis der Ehegatten zueinander grundsätzlich keine 
Schenkungen (BGH DNotZ 1983, 690; DNotZ 1992, 435; 
DNotZ  1992, 503; vgl. auch Palandt/Weidenkaff, §  516 
Rn. 10). Nach Auffassung des BGH fehlt es bei diesen Zu-
wendungen regelmäßig an der für die Schenkung erforder
lichen Schenkungsabsicht; die Zuwendungen würden zur 
Verwirklichung oder Ausgestaltung der ehelichen Lebens-
gemeinschaft vorgenommen und ihnen liege die Erwartung 
oder Vorstellung zugrunde, die eheliche Lebensgemein-
schaft werde Bestand haben. Sobald jedoch die Interessen 
Dritter berührt sind, werden ehebezogene Zuwendungen 
bei objektiver Unentgeltlichkeit wie Schenkungen be­
handelt, um die Umgehung der erbrechtlichen Schutz-
vorschriften zum Nachteil von Pflichtteilsberechtigten, 
Vertragserben oder Nacherben zu verhindern (vgl. BGH 
DNotZ 1992, 513; Palandt/Weidlich, § 2325 Rn. 10). Auch 
bei unentgeltlichen Zuwendungen an Ehegatten ist daher 

davon auszugehen, dass es sich grundsätzlich um ergän-
zungspflichtige Schenkungen i. S. d. § 2325 BGB handelt. 

2.	 Objektive Unentgeltlichkeit der Zuwendung im 
vorliegenden Fall?
Angesichts des Versorgungscharakters der Hinterbliebenen-
leistungen ist allerdings zu klären, ob vorliegend tatsäch-
lich von einer objektiven Unentgeltlichkeit der Zuwendung 
auszugehen ist. Eine solche ist nur dann gegeben, wenn 
die Leistung eines Ehegatten weder unterhaltsrechtlich ge-
schuldet ist noch der Vergütung von Diensten dient noch 
ihr sonst eine durch sie ganz oder teilweise vergütete kon
krete Gegenleistung des anderen Ehegatten gegenübersteht 
(BGH DNotZ  1992, 513; dazu Kollhosser, NJW 1994, 
2313; Palandt/Weidlich, § 2325 Rn. 10). 

Schließt ein Ehegatte für den anderen Ehegatten eine Ren-
tenversicherung ab, ist zudem zu prüfen, ob hierdurch eine 
angemessene Alterssicherung des empfangenden Ehegatten 
bezweckt wird. Hinsichtlich der Zuwendung eines Nieß-
brauchsrechts an einem Hausgrundstück hat das OLG 
Schleswig (MittBayNot 2011, 148 m. Anm. Herrler = 
NotBZ  2010, 352) kürzlich festgestellt, dass es an einer 
objektiven Unentgeltlichkeit dieser Zuwendung fehle, 
wenn sie sich im Rahmen einer nach den konkreten 
Verhältnissen angemessenen Alterssicherung halte, zu-
mal sich die Eheleute auch bei intakter Ehe Vorsorgeunter-
halt für den Fall des Alters schuldeten. Unter Bezugnahme 
auf die Rechtsprechung des BGH (DNotZ 1992, 513) führt 
das OLG weiter aus, dass insoweit stets eine umfassende 
Prüfung der Einkommens- und Vermögensverhältnisse 
der Ehegatten erforderlich sei, und zwar auch daraufhin, 
ob und in welchem Umfang für die Zukunft des anderen 
Teils, insbesondere für sein Alter, bereits vorgesorgt sei. Der 
Zweck der Alterssicherung allein reiche demnach bei der 
Zuwendung unter Ehegatten nicht aus; es müsse stets zusätz-
lich geprüft werden, ob sich diese Alterssicherung in einem 
nach den konkreten Verhältnissen der Eheleute angemesse-
nen Rahmen halte. In gleicher Weise hat das OLG Stuttgart 
(ZEV 2011, 384 = NotBZ 2011, 343) entschieden, dass aus 
Einzahlungen des Erblassers in eine private Rentenversi-
cherung zugunsten seiner Ehefrau keine Pflichtteilsergän
zungsansprüche resultieren, wenn darin Zuwendungen eines 
Ehegatten für eine angemessene Altersversorgung des ande-
ren Ehegatten gesehen werden können. Im konkreten Fall 
sei die eigene Rente der Ehefrau relativ gering und auch 
unter Hinzurechnung der Witwenrente seien ihre Einkünf-
te, vor allem unter Berücksichtigung ihres Gesundheitszu-
stands, nicht ausreichend gewesen, um die Kosten für einen 
angemessenen Lebensunterhalt im Alter abzusichern. 

Im Ergebnis dürfte daher vorliegend eine ergänzungs
pflichtige Schenkung abzulehnen sein, soweit die betrieb-
liche Rentenversicherung einer angemessenen Alterssiche-
rung der F dient (vgl. auch Herrler, MittBayNot 2011, 150, 
151 f.). Entscheidend sind dabei die konkreten Umstände 
des Einzelfalls, insbesondere die Einkommens- und Ver-
mögensverhältnisse der Ehegatten einschließlich der bereits 
gesicherten Altersvorsorge. 

3.	 Wert der ergänzungspflichtigen Schenkung
Soweit nach den vorstehenden Grundsätzen von einer 
ergänzungspflichtigen Schenkung i.  S.  d. §  2325 Abs.  1 
BGB auszugehen ist, stellt sich abschließend die Frage, 
mit welchem Wert die Zuwendung bei der Berechnung 
des Pflichtteilsergänzungsanspruchs berücksichtigt werden 
muss. 
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a) Urt. des BGH zu Kapitallebensversicherungen mit 
widerruflicher Bezugsberechtigung
Viel Beachtung fand in den letzten Jahren die pflichtteils-
rechtliche Behandlung von Kapitallebensversicherungen 
mit widerruflicher Bezugsberechtigung. Lange Zeit war 
umstritten, ob als ergänzungspflichtiger Gegenstand 
der Schenkung im Valutaverhältnis die tatsächlich an 
den Bezugsberechtigten ausgezahlte Versicherungssum­
me, der bloße Rückkaufswert oder aber die vom Erblasser 
entrichteten Prämien anzusehen sind (ausf. zum Streitstand 
vgl. Bamberger/Roth/J. Mayer, BGB, 3. Aufl. 2012, § 2325 
Rn. 9). Diesen Streit hat der BGH im Jahre 2010 weitge-
hend entschieden (DNotZ  2011, 129; dazu auch Herrler, 
ZEV 2010, 333; J. Mayer, DNotZ 2011, 89; Rudy, ZErb 
2010, 351; Wendt, ZNotP 2011, 242). Soweit der Erblasser 
die Todesfallleistung aus einem Lebensversicherungsver-
trag einem Dritten über ein widerrufliches Bezugsrecht 
schenkweise zuwende, berechne sich ein Pflichtteilsergän
zungsanspruch weder nach der Versicherungsleistung noch 
nach der Summe der vom Erblasser gezahlten Prämien. 
Entscheidend sei vielmehr allein der Wert, den der Erb­
lasser aus den Rechten seiner Lebensversicherung in der 
letzten – juristischen – Sekunde seines Lebens nach 
objektiven Kriterien für sein Vermögen hätte umsetzen 
können. In aller Regel sei dabei auf den Rückkaufswert 
abzustellen. Je nach Lage des Einzelfalls sei jedoch ggf. 
auch ein – objektiv belegter – höherer Veräußerungswert 
heranzuziehen. 

b)	 Konsequenzen für das unwiderrufliche Bezugs­
recht
Ausgehend von dieser Rechtsprechung folgert die h.  M., 
dass der Berechtigte bei einer von Anfang an unwiderruf-
lichen Bezugsberechtigung ein sofort wirksames eigenes 
Recht auf Leistung gegen die Versicherung erwerbe, für 
dessen Bewertung nach vorstehenden Grundsätzen der 
Zeitpunkt der Bezugsrechtseinräumung maßgeblich 
sei. Da sich der Versicherungsnehmer mit der Einräumung 
eines unwiderruflichen Bezugsrechts seiner Herrschaft 
über das Recht auf die Leistung des Versicherers begibt 
(vgl. § 159 Abs. 3 VVG), wird allgemein ein Anlaufen 
der 10-Jahres-Frist des § 2325 Abs. 3 BGB angenom-
men (Elfring, ZEV 2004, 305, 310; Herrler, ZEV 2010, 
333, 337, auch zur Behandlung künftiger Prämienzahlun-
gen durch den Erblasser; J. Mayer, DNotZ 2011, 89, 97 f.; 
Progl, ZErb 2004, 187, 189 f.; Worm, RNotZ 2003, 535, 
544). Pflichtteilsergänzungsansprüche entfallen hiernach 
also jedenfalls dann vollständig, wenn seit der Einräumung 
des unwiderruflichen Bezugsrechts zehn Jahre vergangen 
sind. Dies gilt allerdings wegen § 2325 Abs. 3 S. 3 BGB 
nicht im Verhältnis von Ehegatten.

c)	 Vorliegender Sachverhalt
Diese Grundsätze dürften auch im vorliegenden Fall einer 
betrieblichen Rentenversicherung i. S. d. BetrAVG zuguns-
ten der Ehefrau des Erblassers gelten. Auch hier handelt 
es sich – wie bei einer Kapitallebensversicherung – um 
einen Vertrag zugunsten eines Dritten auf den Todesfall 
(§§  328, 331 BGB). Es liegt daher nahe, als Gegenstand 
der ergänzungspflichtigen Schenkung weder die kapita-
lisierte Rentensumme noch die vom Erblasser gezahlten 
Beiträge, sondern – soweit vorhanden – den Rückkaufs­
wert der Versicherung in der letzten juristischen Sekunde 
des Lebens des Erblassers zugrunde zu legen. Sollte kein 
Rückkaufswert existieren, muss ggf. auf einen anderen – 
objektiv belegten – Veräußerungswert abgestellt werden.

4.	 Ergebnis
Zuwendungen unter Ehegatten im Rahmen einer betrieb-
lichen Direktversicherung sind dann nicht als ergänzungs
pflichtige Schenkungen i. S. d. § 2325 Abs. 1 BGB anzuse-
hen, wenn sie der angemessenen Alterssicherung des Ehe-
gatten dienen. Entscheidend sind dabei stets die konkreten 
Einkommens- und Vermögensverhältnisse der Eheleute 
einschließlich der bereits gesicherten Altersvorsorge. So-
weit hiernach von einer ergänzungspflichtigen Schenkung 
auszugehen ist, dürfte als Gegenstand der Schenkung der 
Rückkaufswert der Versicherung in der letzten juristischen 
Sekunde des Lebens des Erblassers heranzuziehen sein. 
Auf die Frage der Widerruflichkeit kommt es wegen § 2325 
Abs. 3 S. 3 BGB nicht an.

Folgende Gutachten können Sie über unseren Gutachten-
Abrufdienst im Internet unter: 

http://faxabruf.dnoti-online-plus.de

abrufen. In diesem frei zugänglichen Bereich können die 
Gutachten über die Gutachten-Abrufnummer oder mit  
Titelschlagworten aufgefunden werden. Dies gilt ebenfalls 
für die bisherigen Faxabruf-Gutachten.

Internationales Gesellschaftsrecht
England: Fortsetzung der inländischen Zweigniederlas­
sung einer gelöschten englischen Limited Company
Abruf-Nr.: 118570

HGB §§ 18, 30 
Zulässige Firmierung mit reinem Zahlenzusatz; Kenn­
zeichnungskraft; Namensfunktion; abstrakte Unter­
scheidungskraft; deutliche Unterscheidbarkeit
Abruf-Nr.: 118589

GrdstVG § 11 
Verpachtungsbedingung ohne zeitliche Begrenzung 
Abruf-Nr.: 118125

BeurkG § 9 Abs. 1 S. 1 Nr. 2; BGB § 2221 
„Verweis“ auf die Richtlinien des Deutschen Notarver­
eins zur Festsetzung der Höhe der Vergütung eines Tes­
tamentsvollstreckers  
Abruf-Nr.: 118812

ZVG §§ 45 Abs. 1, 51 Abs. 2; BGB § 883 Abs. 1
Voraussetzungen für Wiederverwendung einer 
Vormerkung („Wiederaufladen“); Berücksich­
tigung der Vormerkung im geringsten Gebot; 
Bemessung des Zuzahlungsbetrags

a) Eine Vormerkung zur Sicherung des Rückübereig­
nungsanspruchs aus einem Rückkaufsrecht des Verkäu­
fers eines Grundstücks kann nach Erlöschen dieses An­
spruchs mangels Anspruchskongruenz nicht mit einem 
Rückübereignungsanspruch des Verkäufers aus einem 
weiteren Kaufvertrag mit einem Dritten „aufgeladen“ 
werden.

Gutachten im Abrufdienst

Rechtsprechung
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b) Ergibt sich das klar und eindeutig aus den zu den 
Grundakten gereichten öffentlichen Urkunden, ist die 
Vormerkung im geringsten Gebot nicht zu berücksich­
tigen, auch wenn sie im Grundbuch noch nicht gelöscht 
ist.

c) Ist eine Auflassungsvormerkung als vorrangiges 
Recht bei der Feststellung des geringsten Gebots zu be­
rücksichtigen, ist der Zuzahlungsbetrag nach dem Wert 
des Grundstücks zu bemessen, auch wenn die Wahr­
scheinlichkeit, dass der Anspruch besteht und durch­
gesetzt werden kann, gering ist. Bei der Bestimmung 
des Zuzahlungsbetrags hat der Tatrichter ein Ermessen, 
das im Rechtsbeschwerdeverfahren nur eingeschränkt 
überprüfbar ist.

d) Die Pfändung des Anspruchs auf Rückübereignung 
des Grundstücks, der durch eine Vormerkung gesichert 
ist, die nach dem geringsten Gebot bestehen bleibt, er­
lischt nicht durch den Zuschlag, auch wenn sie nach der 
Eintragung des Rechts erfolgt, aus dem die Zwangsver­
steigerung betrieben wird.

BGH, Beschl. v. 10.5.2012 – V ZB 156/11 
Abruf-Nr.: 11040R

Problem
In einem am 3.5.2012 ergangenen Beschluss des V. Zivil-
senats konkretisierte der BGH bereits seine Rechtsprechung 
zum Wiederaufladen der Vormerkung dahingehend, dass 
eine ursprünglich zur Absicherung eines nicht übertragba-
ren und nicht vererblichen Anspruchs bestellte Vormerkung 
nicht zur Absicherung eines inhaltlich erweiterten, vererbli-
chen Anspruchs wiederverwendet werden kann (DNotI-Re-
port 2012, 98). Nunmehr steckt der BGH die Grenzen des 
Wiederaufladens aus dem Blickwinkel eines Zwangs­
versteigerungsverfahrens erneut ab; der diesbezügliche 
Beschl. v. 10.5.2012 ist ebenfalls zur Veröffentlichung in 
der amtlichen Sammlung vorgesehen.

Dem Beschluss lag ein von einer Grundschuldgläubige-
rin betriebenes Zwangsversteigerungsverfahren zugrunde. 
2003 hatte der Schuldner (ursprünglicher Eigentümer) mit 
Käuferin 1 einen Kaufvertrag mit befristetem Rückkaufs-
recht geschlossen. Der Rückübertragungsanspruch aus dem 
Rückkaufsrecht wurde durch Vormerkung 1 gesichert. 
Nachdem Käuferin 1 im Oktober 2003 als Eigentümerin 
eingetragen worden war, vereinbarten Schuldner und Käu-
ferin 1 die Rückabwicklung des Vertrags. Nach dem Vertrag 
sollte die Vormerkung 1 vom Schuldner übernommen und 
der nunmehrige Rückübertragungsanspruch des Schuldners 
durch eine Vormerkung 2 gesichert werden. Vormerkung 
2 sollte der Notar allerdings „nur falls erforderlich“ be-
antragen. An demselben Tag verkaufte der Schuldner das 
Grundstück an Käufer 2, der die Vormerkung 1 übernahm. 
Der Erwerbsanspruch des Käufers 2 wurde durch eine Vor-
merkung 3 gesichert. Dieser Kaufvertrag ist bislang nicht 
vollzogen. Nachdem der Schuldner im April 2005 wieder 
Eigentümer geworden war, bestellte er der Gläubigerin 
zwecks Finanzierung des zweiten Kaufvertrags eine Grund-
schuld (Grundbucheintragung: Juli 2005) mit Rang vor 
Vormerkung 3. Im September 2006 erwirkte ein Pfändungs-
gläubiger die Pfändung des durch die Vormerkung 1 gesi-
cherten Anspruchs des Schuldners. 

Im Zwangsversteigerungsverfahren, welches die Grund-
schuldgläubigerin betrieb, ordnete das Vollstreckungsge-
richt an, dass die Vormerkung 1 in das geringste Gebot auf-

genommen werde; es setzte einen Zuzahlungsbetrag von 0 
€ fest und sah als weitere Versteigerungsbedingung das Er-
löschen „der bei der Vormerkung eingetragenen Pfändung“ 
vor. Hiergegen legte der Pfändungsgläubiger zunächst 
Beschwerde zum LG Gießen und dann Rechtsbeschwerde 
zum BGH ein (vgl. § 96 ZVG, § 574 ZPO). 

Entscheidung
Der BGH arbeitet heraus, dass dem Vollstreckungsgericht 
drei Fehler unterlaufen sind:

(1) Erstens hätte das Vollstreckungsgericht nicht das Erlö­
schen der Pfändung bei der Vormerkung als Versteige­
rungsbedingung anordnen dürfen. Denn die Pfändung war 
nicht deswegen nachrangig gegenüber der Finanzierungs-
grundschuld, weil sie zeitlich nach deren Eintragung im 
Grundbuch erfolgte. Vielmehr hätte das Vollstreckungsge-
richt danach fragen müssen, ob die Sicherungshypothek 
zugunsten des Pfandgläubigers, die im Falle des erneuten 
Eigentumserwerbs des Schuldners nach Maßgabe des 
§  848 Abs.  2 S. 2 ZPO entstanden wäre, der Finanzie­
rungsgrundschuld im Rang vorgegangen wäre. Dies 
wäre vorliegend der Fall gewesen, weil der bestellten 
Grundschuld zwar der Vorrang gegenüber der Vormer-
kung 3, nicht aber der Vorrang gegenüber der Vormerkung 
1 eingeräumt wurde.

(2) Der eigentlich interessante Teil der Entscheidung be-
trifft die Vormerkung 1, die das Vollstreckungsgericht 
nach Ansicht des BGH zu Unrecht in das geringste Ge­
bot aufnahm. Während das Vollstreckungsgericht sich 
noch daran gehindert sah, die Vormerkung 1 nicht in das 
geringste Gebot aufzunehmen, weil die diesbezüglichen 
Löschungsunterlagen nicht vorlagen, stellt der V. Zivilsenat 
in seiner Entscheidung klar, dass man bei dieser formalen 
Betrachtung bei der Nichtaufnahme in das geringste Ge-
bot nicht stehen bleiben kann. Ein aus dem Grundbuch 
ersichtliches Recht – wie die Vormerkung 1 – sei bei der 
Feststellung des geringsten Gebots „nicht nur dann nicht 
(mehr) zu berücksichtigen, wenn die für die Löschung des 
Rechts erforderlichen Urkunden spätestens im Versteige-
rungstermin vorgelegt werden“, sondern auch dann, wenn 
die Voraussetzungen für die Löschung „liquid“, d. h. be­
weissicher, vorliegen. Letzteres war bei der Vormerkung 1 
der Fall, weil sich aus den zu den Grundakten eingereichten 
öffentlichen bzw. öffentlich beglaubigten Urkunden ergab, 
dass die Vormerkung 1 nicht mehr bestand. Den Rücküber-
tragungsanspruch aus dem Kaufvertrag zwischen Schuld-
ner und Käufer 2 sicherte die Vormerkung 1 schon deshalb 
nicht mehr, weil die Beteiligten den Vertrag im Nachgang 
vollständig aufgehoben hatten. Auf ein Wiederaufladen 
im Verhältnis Schuldner/Käuferin 1 kam es nach Ansicht 
des BGH deshalb nicht an, weil der vormerkungsgesi­
cherte Anspruch durch die Rückübertragung gem. § 362 
Abs. 1 BGB erfüllt und damit die Vormerkung vollstän­
dig erloschen war. Zweifel am Erlöschen der Vormerkung 
seien auch nicht deshalb angebracht, weil die Vormerkung 
zwischen Schuldner und Käufer 2 hätte wieder aufgeladen 
werden können. Denn vorliegend sei offensichtlich, dass 
ein etwaiger „Ersatzanspruch“ nicht kongruent mit 
dem ursprünglichen Anspruch gewesen wäre. Selbst 
wenn der Schuldner mit dem Käufer 2 einen Rücküber-
tragungsanspruch vereinbart hätte, wäre „eine ganz andere 
neue Rechtsänderung“ betroffen gewesen. Nicht die Rück-
übereignung von der Käuferin 1, sondern „die Übereig-
nung des Grundstücks an einen Dritten und deren etwaige 
Rückabwicklung“ wären tangiert gewesen. Vor diesem 
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Hintergrund sei das Erlöschen der Vormerkung offensicht-
lich gewesen, sodass sie nicht in das geringste Gebot hätte 
aufgenommen werden dürfen.

(3) Schließlich moniert der BGH die Festsetzung des Zu­
zahlungsbetrags mit 0 €. Hierin liege ein widersprüch­
liches Vorgehen des Vollstreckungsgerichts. Bei der 
Aufnahme von Vormerkung 1 in das geringste Gebot we-
gen nicht auszuschließenden Fortbestands hätte das Voll-
streckungsgericht bei der Höhe des Zuzahlungsbetrags vom 
Wert des Grundstücks ausgehen müssen, welches der 
Ersteher durch die fortbestehende Vormerkung gem. §§ 883 
Abs.  2, 888 Abs.  1 BGB wieder hätte verlieren können. 
Aus dem Umkehrschluss zu § 51 Abs. 1 S. 2 ZVG ergebe 
sich nämlich, dass bei einer stehen bleibenden Vormerkung 
außer dem Bargebot (§ 49 ZVG) ein Zuzahlungsbetrag in 
der Höhe zu leisten ist, um den der Wert des zu versteigern-
den Grundstücks gemindert ist, wenn das Recht besteht.

Fazit
Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass eine beweissi­
cher erloschene, aber im Grundbuch noch eingetragene 
Vormerkung im Zwangsversteigerungsverfahren nicht in 
das geringste Gebot aufzunehmen ist. Das Nichtvorliegen 
der Löschungsunterlagen ist unschädlich, wenn sich das 
Erlöschen des gesicherten Anspruchs aus den Grundakten 
ergibt und ein Wiederaufladen mangels denkbarer Kongru-
enz zwischen ursprünglichem und neuem Anspruch ausge-
schlossen erscheint. 

UmwG § 20 Abs. 2; AktG §§ 229 ff.
Bestandskraft einer mit der Verschmelzung ver­
bundenen Kapitalerhöhung bzw. Kapitalherab­
setzung nach Eintragung im Handelsregister 

1. Eine Verschmelzung erlangt auch bei nichtigen Zu­
stimmungsbeschlüssen durch ihre Eintragung im Han­
delsregister gem. § 20 Abs. 2 UmwG Bestandskraft. Das 
Rechtsschutzbedürfnis für eine Anfechtungsklage ent­
fällt dadurch jedoch nicht. 

2. Bestandskraft erlangt zudem die im Handelsregister 
eingetragene Kapitalerhöhung zur Durchführung der 
Verschmelzung, die als ein Glied der Kette, auf der die 
Verschmelzung beruht, nicht aus ihr herausgelöst wer­
den kann. 

3. Dasselbe gilt für eine vorgelagerte Kapitalherabset­
zung, die nach dem Willen der Vertragsparteien mit der 
Verschmelzung und der Kapitalerhöhung eine untrenn­
bare Einheit bildet. (Leitsätze der DNotI-Redaktion) 

OLG Frankfurt, Beschl. v. 24.1.2012 – 20 W 504/10
Abruf-Nr.: 11041R

Problem
Der Verschmelzung auf eine AG ging eine vereinfachte Ka-
pitalherabsetzung zur „Glättung“ der rechnerischen Werte 
bei Stückaktien voraus, auf deren Ergebnis die Kapital-
erhöhung „zur Durchführung der Verschmelzung“ aufbaute. 
Alle drei Vorgänge wurden in das Handelsregister eingetra-
gen, später aber wegen Verfahrensfehlern für nichtig erklärt. 
Bei der AG wurde daraufhin ein Bestätigungsbeschluss 
bzgl. der Kapitalherabsetzung gefasst. Das Registergericht 

verweigerte dessen Eintragung mit der Begründung, dass 
bereits der ursprüngliche Kapitalherabsetzungsbeschluss 
durch seine Eintragung nach § 20 Abs. 2 UmwG wirksam 
sei. 

Entscheidung
Das OLG Frankfurt hat im Beschwerdeverfahren die An-
sicht des Registergerichts bestätigt. Eine Verschmelzung 
werde mit ihrer Eintragung ungeachtet vorhandener Män-
gel gem. §  20 Abs.  2 UmwG wirksam. Für den Eintritt 
dieser umfassenden Mängelheilung durch die konstitutive 
Handelsregistereintragung der Verschmelzung komme es 
nicht darauf an, welche Rechtshandlungen im Rahmen des 
Umwandlungsverfahrens mit Mängeln behaftet und wie 
schwerwiegend eventuelle Mängel seien. Aus §§ 20 Abs. 2, 
16 Abs. 3 S. 10 UmwG folge vielmehr das Verbot einer 
Entschmelzung und es komme auch keine Amtslöschung 
der Verschmelzungseintragung in Betracht. Vielmehr seien 
lediglich Schadensersatzansprüche und einvernehmli­
che Korrekturen durch die Beteiligten möglich, Letzteres 
jedoch ebenfalls nicht durch nachträgliche Aufhebung des 
Verschmelzungsvertrags selbst (Verweis auf OLG Frank-
furt DNotZ 2003, 638 sowie NZG 2003, 790 = NJW-RR 
2003, 1122 und zahlreiche Stimmen aus der Kommentar-
literatur). Einer der anerkannten Ausnahmefälle (gänzlich 
fehlender Verschmelzungsvertrag; Umwandlungsform oder 
Gesellschaftsform, die nicht im UmwG vorgesehen ist; ek-
latanter offensichtlicher Verstoß gegen den ordre public) 
lag im Übrigen nicht vor. 

Des Weiteren ging das OLG davon aus, dass nicht nur die 
Verschmelzung selbst nach deren Eintragung im Handels-
register gem. §  20 Abs.  2 UmwG Bestandskraft erlangt 
hatte, sondern in entsprechender Anwendung dieser gesetz-
lichen Regelung auch der zum Zwecke der Verschmelzung 
gefasste und in das Handelsregister eingetragene Kapital­
erhöhungsbeschluss (so auch schon BGH DNotZ 2008, 
143 [nur Auszüge] = NZG 2007, 714). Eine Beseitigung 
der Kapitalerhöhung nach Eintragung der Verschmel-
zung komme nicht in Betracht, weil die Wirksamkeit 
der Verschmelzung nicht mehr in Frage gestellt werden 
und daher auch nicht ein Glied der Kette „herausgebro-
chen“ werden könne, auf welchem die Verschmelzung 
beruhe. Der im Rahmen einer Verschmelzung gefasste 
Kapitalerhöhungsbeschluss sei schon seinem Wortlaut, 
aber auch seinem Inhalt nach lediglich ein „Annex“ zum 
Verschmelzungsbeschluss, weil die Kapitalerhöhung zur 
Finanzierung der Verschmelzung im Hinblick auf die Ak-
tionäre des übertragenden Rechtsträgers benötigt werde. 

Zumindest im vorliegenden Fall hat das OLG Frankfurt 
die gleichen Überlegungen für die ebenfalls eingetragene 
und seither nicht gelöschte Kapitalherabsetzung ange-
stellt. Die konkret beschlossene vereinfachte Kapitalher-
absetzung nach §§ 229  ff. AktG war laut OLG nach dem 
Willen der Vertragsparteien derart eng mit der in derselben 
Hauptversammlung beschlossenen Verschmelzung sowie 
der im gleichen Zusammenhang beschlossenen Kapital-
erhöhung verknüpft, dass auch sie als Glied der Kette, auf 
welcher die Verschmelzung beruht, nicht herausgelöst wer-
den konnte und somit ebenfalls entsprechend § 20 Abs. 2 
UmwG Wirksamkeit erlangte. 
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T. Diehn/J. Neie/R. Rebhan, Klausurenkurs für die 
notarielle Fachprüfung, C. H. Beck Verlag, München 
2012, 180 Seiten, 39,90 € 

Seit Mai 2011 müssen Rechtsanwälte für den Zugang 
zum Anwaltsnotariat neben dem Zweiten Juristischen 
Staatsexamen die notarielle Fachprüfung ablegen (§ 7a 
BNotO). Für die Vorbereitung auf die nach § 11 NotFV 
zu absolvierenden Aufsichtsarbeiten (vier fünfstündige 
Klausuren) enthält der Band acht Beispielsklausuren ein-
schließlich Lösungshinweisen, die sich schwerpunktmäßig 
auf das Immobilien- und Erbrecht sowie das Familien- und 
Gesellschaftsrecht erstrecken. Der Sammelband bedeu-
tet für alle Prüfungsteilnehmer eine große Hilfestellung. 
In einer knappen Einleitung informieren die Autoren 
prägnant und instruktiv über das Zulassungs- und 
Prüfungsverfahren und geben Tipps zur Sprachform und 
Schwerpunktsetzung für den Gutachten- und kautelarju-
ristischen Teil der Klausur. Die acht Klausuren thematisie-
ren überwiegend Standardprobleme (z. B. Auswirkungen 
zurückbehaltener Rechte auf den Fristbeginn nach § 2325 
Abs. 3 BGB, Veräußerung einer vollstreckungsbefangenen 
Immobilie, Pflichtteilsrecht des überlebenden Ehegatten bei 
der Zugewinnausgleichsehe, Vertretungsbefugnis des im 
Musterprotokoll bestellten GmbH-Geschäftsführers), ver-
einzelt aber auch vergleichsweise exotische Fragestellungen 
wie etwa die Vornahme von Hausverlosungen und die 
Abschichtung unter Miterben. 

Fazit: Mit dem Klausurenband wird dem dringen-
den und berechtigten Wunsch nach konzeptualisierten 
Musterklausuren für die notarielle Fachprüfung erstmals 
Rechnung getragen. Als Ergänzung zu der bislang schon 
erhältlichen Vorbereitungslektüre kann das Werk uneinge-
schränkt zur Anschaffung empfohlen werden. Nicht zuletzt 
die Formulierungsvorschläge machen das Buch auch für 
„Nichtprüflinge“ zur interessanten Lektüre.

Notarassessor PD Dr. Christoph Reymann

H. Grziwotz, Eheverträge in der Landwirtschaft, 
Vermögens- und Vertragsrecht bei Ehe und Lebens­
partnerschaft, HLBS Verlag, Sankt Augustin 2012, 
220 Seiten, 38.– €

Bei dem anzuzeigenden Werk handelt es sich um einen 
Leitfaden, der sich weniger an den juristischen Berater als 
vielmehr an die Beteiligten selbst richtet und ihnen „Denk-
anstöße für ein Gespräch mit dem Partner geben“ soll (vgl. 
Vorwort des Autors). Hierzu stellt es zunächst die ver-
mögensrechtlichen Wirkungen einer Eheschließung oder 
Lebenspartnerschaftsbegründung auch im Falle der Schei-
dung bzw. Aufhebung dar. Anschließend werden in einem 
zweiten Teil  Fragen der Vertragsgestaltung behandelt. Im 
Anhang finden sich verschiedene Musterverträge für den 
Voll- und Nebenerwerbslandwirt. Der Leitfaden ist infor-
mativ und in kurzweiliger Sprache abgefasst, sodass er sich 
meines Erachtens vor allem als Literaturempfehlung des 
Notars im Vorfeld der Beurkundung von Eheverträgen in 
der Landwirtschaft eignet. 

Dr. Gabriele Müller

M. Kraft, Die Grundbuchfähigkeit der Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts, Dr. Kovač Verlag, Hamburg 
2012, 332 Seiten, 89,80 € 

Die Neuregelungen des ERVGBG betreffend die GbR im 
Grundbuch haben bereits zu zahlreichen Stellungnahmen 
im Schrifttum und vielen, zum Teil kontrovers bespro-
chenen Entscheidungen der Rechtsprechung geführt. Da 
noch lange nicht alle Fragen geklärt sind, verwundert es 
wenig, dass nunmehr die ersten Dissertationen zu diesem 
Thema erscheinen. Das vorliegend besprochene Werk ist 
auf dem Stand vom Dezember 2011, konnte somit bereits 
die BGH-Entscheidung vom 28.4.2011 (DNotZ 2011, 711) 
zum rechtsgeschäftlichen Erwerb durch eine GbR berück-
sichtigen. Zunächst stellt der Autor die Rechtsentwicklung 
seit der Anerkennung der Rechtsfähigkeit dar, die im BGH-
Beschluss zur Grundbuchfähigkeit vom 4.12.2008 (DNotZ 
2009, 115) kulminierte. Der Verfasser erörtert sodann die 
Neuregelungen durch das ERVGBG. Die in der Praxis 
wichtigsten Probleme (nachträgliche Eintragung der Ge-
sellschafter bei Namens-GbR; Wechsel im Gesellschafter-
bestand; rechtsgeschäftlicher Erwerb von einer GbR; gut-
gläubiger Rechtserwerb von einer GbR) werden ausführlich 
behandelt. Der Verfasser hat, soweit ersichtlich, die ver-
fügbare umfangreiche und unübersichtliche Literatur und 
Rechtsprechung sorgfältig ausgewertet. Der Zugriff auf das 
Werk wird für den Praktiker durch ein Stichwortverzeichnis 
sowie ein Rechtsprechungsregister erleichtert. Das Buch ist 
als Nachschlagewerk zum Komplex „GbR im Grundbuch“ 
mit dem Stand Dezember 2011 sehr gut geeignet. 

Notarassessor Stefan Heinze

C. Recknagel, Die Teilnahme von BGB-Gesellschaf­
ten am Grundstücksverkehr, Nomos Verlag, Baden-
Baden 2012, 268 Seiten, 68.– €

Nahezu gleichzeitig mit dem ebenfalls besprochenen Werk 
von Kraft (Die Grundbuchfähigkeit der Gesellschaft bür-
gerlichen Rechts, Hamburg 2012) erscheint eine weitere 
Dissertation von Recknagel betreffend die Teilnahme von 
BGB-Gesellschaften am Grundbuchverkehr. Die Schwer-
punkte sind in beiden Dissertationen grundlegend anders 
gesetzt, ohne dass damit eine qualitative Beeinträchtigung 
des einen oder anderen Werks verbunden wäre. Auch Reck-
nagel stellt die Rechtsentwicklung bis zum 4.12.2008 aus-
führlich dar und bespricht die aktuellen Schwierigkeiten. 
Im Unterschied zu Kraft finden sich bei ihr noch Aus-
führungen zum Zwangsvollstreckungsrecht, Erörterungen 
betreffend Publikumsgesellschaften sowie die Eintragungs-
fähigkeit von Rechten und Belastungen bei GbR-Anteilen. 
Ferner unterbreitet die Verfasserin einen rechtspolitischen 
Regelungsvorschlag zur Einführung eines Registers für Ge-
sellschaften bürgerlichen Rechts (Vorschlag eines §  705a 
BGB). Auch die Dissertation von Recknagel kann als ge-
lungen bezeichnet werden. 

Notarassessor Stefan Heinze

Literaturhinweise
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J. Semler/A. Stengel, UmwG, 3. Aufl., C. H. Beck 
Verlag, München 2012, 2662 Seiten, 229.– €

Die vorliegende Neuauflage des Kommentars von Semler/
Stengel zum UmwG erscheint zeitnah zum Inkrafttreten 
des Dritten Gesetzes zur Änderung des Umwandlungsge-
setzes (BGBl. 2011 I, S. 1338) am 15.7.2011. Sämtliche 
damit einhergehenden Änderungen wurden berücksichtigt, 
insbesondere der praxisrelevante verschmelzungsrecht-
liche Squeeze-out gem. § 62 Abs. 5 UmwG, bei welchem 
die Squeeze-out-Schwelle des § 327a AktG von 95 % auf 
90 % herabgesetzt ist (ausführlich zu den Praxisfragen des 
verschmelzungsrechtlichen Squeeze-out-Verfahrens jüngst 
D. Mayer, NZG 2012, 561). Neben der Kommentierung 
sämtlicher Vorschriften des UmwG ist den steuerlichen 
Grundlagen des Umwandlungsrechts ein eigener Abschnitt 
gewidmet (ca. 150 Seiten). Darüber hinaus wurden die seit 
Erscheinen der Vorauflage zahlreichen Gesetzesänderungen 
im übrigen Gesellschaftsrecht berücksichtigt (u. a. MoMiG, 
FGG-Reformgesetz, BilMoG, ARUG). Jedenfalls für ein 
Notariat mit gesellschaftsrechtlichem Schwerpunkt lohnt 
daher die Anschaffung der Neuauflage des Semler/Stengel. 

Notar a. D. Sebastian Herrler

K. Stöber, ZVG-Handbuch, 9. Aufl., C. H. Beck Ver­
lag, München 2010, 550 Seiten, 58.– €

Das bewährte ZVG-Handbuch des renommierten Autors 
bietet einen systematischen Überblick über die Zwangs-
vollstreckung in das unbewegliche Vermögen. Orientiert 

am Verfahrensablauf, enthält das Werk eine umfassende 
Darstellung sowohl der Grundlagen als auch der Details 
des Versteigerungsverfahrens sowie darüber hinaus zahl-
reiche Formulierungsbeispiele. Diese sind zwar überwie-
gend aus der Perspektive der mit dem Versteigerungs- 
und Grundbuchverfahren befassten Rechtspfleger verfasst, 
bieten aber auch dem im Rahmen seiner Beratungs- und 
Gestaltungstätigkeit immer wieder mit Fragen der Immo-
biliarzwangsvollstreckung konfrontierten Notar eine wert-
volle Hilfestellung. Wie der Schöner/Stöber erschienen in 
der Reihe „Handbuch der Rechtspraxis“, stellt sich das 
ZVG-Handbuch damit gewissermaßen als zwangsvollstre-
ckungsrechtliches Gegenstück zu Ersterem dar. Wer daher 
als Ergänzung für seine notarielle Bibliothek nach einem 
ebenso praxisorientierten wie fundierten Leitfaden für das 
Vollstreckungsverfahren sucht, wird am ZVG-Handbuch 
kaum vorbeikommen können. 

Notarassessor Dr. Philipp Müller

Termine für August 2012 – Anmeldung und nähere Infor
mationen bitte direkt beim DAI-Fachinstitut für Notare, 
Postfach 250254, 44740 Bochum, Tel. (0234) 970 64 18, 
Fax (0234) 70 35 07 (www.anwaltsinstitut.de).

Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht in der notariellen 
Praxis (Wälzholz), 25.8.2012 Bochum

Aktuelle Fragen des Erbbaurechts in der notariellen Praxis 
(Block), 31.8.2012 Heusenstamm
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